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Weltweit einzigartiges Testlabor
Initiative „Smart Mobility für die Region Karlsruhe“ nimmt konkrete Formen an

Karlsruhe (BNN). Die Initiative
„Smart Mobility für die Region Karls-
ruhe“ nimmt konkrete Formen an. Die
Stadt Karlsruhe und die PTV Group
haben einen Kooperationsvertrag un-
terschrieben und vereinbart, gemein-
sam Zukunftsszenarien in einem mo-
dernen Mobilitätslabor zu erproben.
Ziel ist, ein innovatives Echtzeit-Ver-
kehrsprognosesystem für die Technolo-
gieregion aufzubauen. Dieses soll dabei
unterstützen, Karlsruhe als Vorzeige-
stadt und Smart City weiterzuentwi-
ckeln und international zu vermarkten.

Beide Seiten begrüßen es, gemeinsam
ein neues, attraktives Schaufenster für
die Technologieregion Karlsruhe (TRK)
auf die Beine zu stellen. „Wir bauen
derzeit ein Labor an unserem Firmen-
hauptsitz auf, um innovative Software-
lösungen und neue Mobilitätskonzepte
erlebbar und erfahrbar zu machen“, er-
läutert Vincent Kobesen von PTV. Als
erster konkreter Anwendungsfall soll
jetzt die Heimatstadt Karlsruhe davon

profitieren. Gemeinsam mit den Vertre-
tern der Stadt sollen neue Mobilitäts-
szenarien durchgespielt und mit Hilfe
von PTV-Software weiter analysiert, si-
muliert und diskutiert werden.

Im Sommer hatten sich PTV und
Oberbürgermeister Frank Mentrup auf
die künftige Zusammenarbeit verstän-
digt. „Die Verknüpfung unserer Stär-
ken im Bereich des intelligenten Mobi-
litätsmanagements liefert den idealen
Nährboden, um sich den mobilen He-
rausforderungen unserer prosperieren-
den Stadt und Technologieregion
Karlsruhe zu stellen“, so OB und TRK-
Vorsitzender Mentrup.

Der Aufbau des Systems erfolgt suk-
zessive in drei Phasen. Nach der Bestä-
tigung der Zusammenarbeit von Ober-

bürgermeister Mentrup hat sich das
Projektteam umgehend an die Arbeit
gemacht. Nach nur zwei Monaten wur-
de bereits die erste Phase mit der ge-
samten Verkehrslage für das komplette
Straßennetz in Karlsruhe erfolgreich

implementiert. „Uns ist es gelungen, in
sehr kurzer Zeit eine komplette Sicht
auf die aktuelle Verkehrslage darzu-
stellen“, erläutert Projektleiter Uwe
Reiter von PTV. Dafür wurde ein auf
Basis von stationären Detektordaten
erstelltes Netzmodell mit Floating-

Car-Daten und Mobilfunkdaten fusio-
niert, teilt die PTV Group mit.

In Stufe zwei soll im ersten Quartal
eine Verkehrslageschätzung auf Basis
eines dynamischen Modells realisiert
werden. Hier können auch Aussagen zu
Gebieten gemacht werden, zu denen
derzeit keine Daten vorliegen. Ver-
kehrsszenarien lassen sich simulieren
und verschiedene Maßnahmen auspro-
bieren. So bekommt der Verkehrspla-
ner ein Bündel von Strategien an die
Hand – zur Auswahl für vorhersehbare,
planbare Ereignisse. In Phase drei folgt
im Laufe des Jahres die Verkehrslage-
prognose, um Verkehr in Echtzeit zu
managen und zu optimieren.

PTV agiert als unabhängiger Techno-
logielieferant und ist Experte dafür,

passende Daten zur Optimierung von
Verkehr aufzubereiten und zu nutzen.
Ganz neu im Angebot sind Bewegungs-
daten von der Telekomtochter Motion-
logic, die auf anonymisierten Funkzel-
leninformationen basieren. Diese wa-
ren die Grundlage für den Aufbau des
Verkehrsmodells und für alle 550 Ver-
kehrsbezirke der Stadt Karlsruhe. Das
neue Mobility Lab ist damit ein welt-
weit einzigartiges Testlabor, um mit
historischen Daten und online-Daten
neue Mobilitätsansätze zu erproben.

Über Schnittstellen direkt ins Karls-
ruher Rathaus werden künftig gegen-
seitig Informationen ausgetauscht, da-
mit die Stadt von den von PTV bereit-
gestellten Tools und Datensets direkt
profitiert. In Zukunft sollen sich dann
Interessierte aus aller Welt vom neuen
Karlsruher Modell für Smart Mobility
im Live-Betrieb ein Bild machen kön-
nen. Die Hoheit über das System und
über die Verkehrslenkung bleibt dabei
ganz klar Sache der Stadtverwaltung.

Echtzeit-System für
Verkehrsprognosen

„Gegen jede Form rechter Gewalt“
Auszeichnung für das Integrationsprojekt „Refugees Welcome“ am Ludwig-Marum-Gymnasium

Von unserem Mitarbeiter
Klaus Müller

Pfinztal. Menschen treffen wollten sie,
das, was sie sahen, mit der Kamera fest-
halten. Daraus wurde ein besonderes
Projekt, das zu Tausenden anderer welt-
weiter Projekte zählt, die für Integrati-
on, Toleranz und für eine offene Gesell-
schaft werben. Das Vorhaben „Refugees
Welcome“ („Flüchtlinge willkommen“),
in dessen Mittelpunkt Großportraits von
Menschen unterschiedlicher Herkunft
mit ihren Lebensgeschichten stehen,
initiierten und realisierten am Ludwig-
Marum-Gymnasium in Berghausen
(LMG) Kai Vorberg und Nico Lange.
Dafür erhielten sie nun den Preis der
Ludwig-Marum-Stiftung. Anerkennun-

gen, eine weitere Form der Preisverlei-
hung, bekamen ihre Mitstreiter Kon-
stantin Weindel und Jana Kessel vom
Max-Planck-Gymnasium Karlsruhe,
Kira Hartfelder vom Thomas-Mann-
Gymnasium Stutensee sowie Sina Krä-
mer, Steffen Fuchs und Pauline Vorberg
vom Ludwig-Marum-Gymnasium.

Die Preisübergabe samt Gedenkstunde
ist eng verbunden mit dem „Tag des Ge-
denkens an die Opfer des Nationalsozia-
lismus“, den, erinnerte LMG-Schullei-
terin Elke Engelmann, 1996 Bundesprä-
sident Roman Herzog zu einem offiziel-
len Gedenktag ausgerufen hat. Die Er-
innerung, so die Intention damals wie
heute, an die Schrecken, an die unzähli-
gen Morde des Naziregimes dürfe nicht
enden. Für ein „friedliches und respekt-
volles Miteinander“ – dies werde auch in
Pfinztal versucht – sprach sich Bürger-
meisterin Nicola Bodner aus. Dass es bei
allen guten Wünschen nach wie vor –

vorsichtig ausgedrückt – Diskrepanzen
in der Wahrnehmung und Einschätzung
der Flüchtlingsthematik gibt, zeigte sich
auch in Pfinztal. Allem Anschein nach
zerstörten Chaoten aus dem rechten
Spektrum Teile der Kunstinstallation,
die eigentlich „nur“ für die Werte Tole-
ranz, Integration und eine offene Gesell-
schaft“ werben wollte.

Etwas verwundert reagierte Andrée Fi-
scher-Marum auf die Reaktionen – oder
wohl besser „Nicht-Reaktionen“ – der
Pfinztaler Öffentlichkeit. Sinngemäß
plädierte die Enkelin von Ludwig Ma-

rum, von ihrer nach Paris geflüchteten
Mutter 1941 geboren, dafür, dass sich
die Gesellschaft stärker gegen jede Form
von rechter Gewalt wehren müsse. Ihr
Großvater, ein Jude, der sich unter ande-
rem für soziale Gerechtigkeit einsetzte,
wurde in Kislau (unweit von Bruchsal)
ermordet.

Den Gedankengang griff Parsa Marvi,
Kreisvorsitzender der SPD Karlsruhe,
in seiner Gedenkrede auf: „Wir müssen
die Erinnerungsarbeit ernst nehmen.
Auch deswegen, weil wir in Zeiten le-
ben, die nachdenklich machen. Wir

müssen uns gegen die Anfänge von De-
mokratiefeindlichkeit wehren.“ Eine
Einschätzung, die nicht zuletzt in Rich-
tung Björn Höcke und andere AfD-Poli-
tiker zielte. Mehr Schüler, mehr junge
Menschen müssten zum Mitmachen an-
gehalten werden, damit die Politik nicht
allein „Männern über 60“ überlassen
werde, befanden die Laudatorinnen und
Lehrerinnen, Kerstin Burst und Michae-
la Lau. Und schließlich hoben Kay Vor-
berg und Nico Lange einen wichtigen
Aspekt des Projekts hervor: „Viele wa-
ren daran beteiligt.“

EIN BEISPIEL FÜR TOLERANZ UND INTEGRATION haben Schüler gesetzt. Jetzt erhielten sie für ihr Projekt den Preis der Ludwig-
Marum-Stiftung (vorne von links Nicola Bodner, Nico Lange, Kai Vorberg, Andrée Fischer Marum). Foto: Müller

Stiftung vergibt
Preis an Schüler

Zehn Forderungen an das Umweltministerium
Stadt Philippsburg gibt seine Stellungnahme zur Stilllegung und zum Abbau des Kernkraftwerks ab

Von unserem Mitarbeiter
Werner Schmidhuber

Philippsburg. Einen langen Katalog
mit zehn Einzelforderungen hat die
Stadt Philippsburg an das Umweltmi-
nisterium Baden-Württemberg gerich-
tet. Die Stellungnahme zur Stilllegung
und zum Abbau des Kernkraftwerks
Philippsburg Block II, von Bürgermeis-
ter Stefan Martus und der Verwaltung
vorbereitet, fand die einmütige Zustim-
mung aller vier Fraktionen im Gemein-
derat. In der Verwaltungsvorlage war
ausführlich auf die Vorgeschichte hinge-
wiesen worden, so auf den Beschluss der
Bundesregierung, dass der Leistungsbe-
trieb des KKP II spätestens zum Jahres-
schluss 2019 endet. Vor diesem Hinter-
grund ist denn auch der Antrag der
EnBW Kernkraft beim Stuttgarter Mi-
nisterium für Umwelt, Klima und Ener-
giewirtschaft auf Genehmigung zur
Stilllegung und zum Abbau von KKP II
erfolgt, hieß es. Zu den weiteren Hin-
weisen gehörte das Ergebnis des öffent-
lichen Scoping-Termins im Dezember,
bei dem die für die Umweltverträglich-
keitsprüfung erheblichen Fragen be-
sprochen worden waren.

Dort hatte Bürgermeister Stefan Mar-
tus keine Stellungnahme abgegeben,
sondern eine spätere Stellungnahme der
Stadt in Aussicht gestellt, die zwischen-
zeitlich erarbeitet wurde. In diesem
Schreiben lässt die Verwaltung wissen:
„Über unsere (frühere) Anregung hi-
naus, alle schwach- und mittelradioak-
tiven Materialien auf dem Wasserweg zu

befördern, fordern wir alle Transporte,
soweit möglich, per Schiff zu befördern,
um die Bevölkerung und Umwelt nicht
unnötigen Strahlen-, Geräusch- und
Verkehrsbelastungen auszusetzen. So-
weit doch Straßen genutzt werden müs-
sen, fordern wir die Instandsetzung aller
Gemeinde- und Kreisstraßen nach Ab-
schluss der Arbeiten.“ Weiter heißt es:
Für den Rückbau der Kraftwerksblöcke
ist ein definierter Zeitraum festzulegen.

Aufzuzeigen sind die Wechselwirkungen
und Belastungen, die mit dem gleichzei-
tigen Rückbau des Blocks I entstehen.
Auch sollen die Rückbauplanungen von
KKP I und KKP II so gestaltet werden,
dass der Bau des Konverters nicht be-
hindert wird.

Da der Landkreis Karlsruhe derzeit
keine Deponie für freigemessenen Erd-
aushub und Bauschutt betreibt, müsse
ein Entsorgungskonzept für die anfal-

lenden Erdaushub-
und Bauschutt-
massen vorgelegt
werden. „Außer-
dem muss ein Zeit-
raum festgelegt
werden, wie lange
sowohl freigemes-
sene Abfälle, Wert-
stoffe, Stoffe und
Materialien jegli-
cher Art als auch
Abfälle, Wertstoffe,
Stoffe und Mate-
rialien, die nicht
strahlenbelastet
waren, die aus dem
Rückbau stammen
oder für den Rück-
bau verwendet
wurden, auf dem
Kraftwerksgelän-
de gelagert werden
dürfen.“

Nach dem Rück-
bau der Kraft-
werksanlagen
müsse die Autarkie

und Überwachung von Standortzwi-
schenlager, Reststoffbearbeitungszent-
rum, Standortabfalllager und Pufferflä-
chen sichergestellt werden. Radioaktive
und Materialien aus anderen Kraft-
werksanlagen dürfen nicht auf dem Ge-
lände des Kraftwerks Philippsburg ge-
lagert werden. Zu guter Letzt verlangt
die Stadt zeitnahe Informationen über
den Fortgang der einzelnen Rückbau-
schritte.

DIE RÜCKBAUPLANUNGEN für KKP I und KKP II sollen so gestaltet werden, dass der Bau des Konverters nicht
behindert wird. Das ist eine der Forderungen der Stadt Philippsburg. Foto: Schmidhuber

Stündliche
Zugfahrten

Kreis Karlsruhe (BNN). Das Verkehrs-
ministerium in Stuttgart hat den Schie-
nenverkehr ab Juni 2019 zwischen
Stuttgart, Karlsruhe und Heidelberg
neu geordnet. Das Land plant auf den
stark nachgefragten Strecken zwischen
Stuttgart und Karlsruhe sowie zwischen
Heidelberg und Karlsruhe erhebliche
Ausweitungen im Angebot des Schie-
nenpersonennahverkehrs (SPNV), teilt
das Ministerium mit. So wird nach der
Neuvergabe der SPNV-Leistungen
stündlich eine umsteigefreie Fahrt von
Bruchsal und Bretten nach Stuttgart an-
geboten, bei der alle Halte zwischen
Bruchsal und Mühlacker bedient wer-
den. Auf der stark nachgefragten Achse
Karlsruhe-Pforzheim-Mühlacker-Vai-
hingen-Stuttgart werden zusätzliche In-
terregioexpress-Züge verkehren, die zu-
sammen mit dem zweistündlichen Inter-
city Karlsruhe – Nürnberg einen 30-Mi-
nuten-Takt bilden werden.

Perspektivisch sind auch stündliche
Interregioexpress-Züge von Karlsruhe
über Bruchsal und Heidelberg nach
Mannheim vorgesehen. Bei dieser Linie
wurde jetzt entschieden, diese bereits ab
Juni 2019 auf dem Teilabschnitt zwi-
schen Bruchsal und Heidelberg zu den
Hauptverkehrszeiten einzuführen. Die
Züge verkehren dann umsteigefrei be-
reits ab Bretten über Bruchsal nach Hei-
delberg. „Damit erhalten Pendler aus
Bretten Richtung Heidelberg ein stünd-
liches statt heute nur zweistündliches
umsteigefreies, schnelles Angebot zu-
sätzlich zu den halbstündigen Verbin-
dungen mit der Rhein-Neckar S-Bahn“,
sagte eine Sprecherin des Ministeriums.
„Die bessere Ausstattung des Landes
mit Regionalisierungsmitteln macht
dieses Zusatzangebot möglich.“ Die
Durchbindung Bretten – Heidelberg ist
befristet bis zur Einführung des IRE von
Karlsruhe über Bruchsal und Heidel-
berg nach Mannheim. Aber auch dann
werde in Bruchsal ein erreichbarer An-
schluss zum IRE sichergestellt.

Stallpflicht
wird reduziert

Kreis Karlsruhe (BNN). Die Aufstal-
lungspflicht für Geflügel wird im Land-
kreis Karlsruhe reduziert. Sie war mit
Allgemeinverfügung vom 18. November
landkreisweit bis 31. Januar angeordnet
worden. Diese Form des generellen Auf-
stallungsgebotes wird nicht weiterge-
führt. Mit einer neuen Allgemeinverfü-
gung, die am 2. Februar in Kraft tritt,
ordnet das Amt für Veterinärwesen und
Lebensmittelüberwachung des Land-
ratsamtes Karlsruhe die beschränkte
Stallpflicht für Geflügel entlang des
Rheinufers auf 500 Meter Breite an.
Hiervon sind nur wenige Geflügelhal-
tungen betroffen, die seitens des Amts
direkt informiert werden. Das Monito-
ring zur Untersuchung tot aufgefunde-
ner Wildvögel bleibt bestehen.

Stau nach zwei
Unfällen auf der L 605
Ettlingen/Karlsruhe (BNN). Stau gab

es gestern Nachmittag auf der L 605
zwischen Ettlingen und Karlsruhe. Zu-
nächst war eine Autofahrerin kurz nach
der Überleitung von der B 3 mit der Mit-
telleitplanke kollidiert. Laut Polizei
hielt noch vor dem Gut Scheibenhardt
der Fahrer eines Transporters auf dem
linken Fahrstreifen, um seinen Angaben
nach Unfallhilfe zu leisten. Eine Pkw-
Lenkerin fuhr auf und wurde verletzt.
Der Verkehr wurde zunächst über die
Standspur an der Unfallstelle vorbeige-
leitet werden. In Richtung Ettlingen
kam es zu einem Rückstau.

4531848


